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Dieses Motto prägte die zentrale saar-
ländische Maikundgebung in Saarbrü-
cken mit dem Chef der Gewerkschaft der
Polizei, Bernhard Witthaut.

Junge Gewerkschafter brachten es im
Demonstrationszug bei der zentralen
1.-Mai-Veranstaltung mit einem Sprech-
chor auf den Punkt: „Wir sind hier, und
wir sind laut, weil man uns die Zukunft
klaut“, skandierten sie.

Und als sich weit über 4000 Menschen
nach der Demo vom Schlossplatz zum
Staatstheater auf dem Tiblisser Platz ver-
sammelten, standen, wie stets am Tag der
Arbeit, die Belange der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer (ob nun jung oder
alt) im Mittelpunkt. Das Motto lautete:
„Faire Löhne, gute Arbeit, soziale Si-
cherheit. Das ist das Mindeste!“

Der Bundesvorsitzende der Gewerk-
schaft der Polizei (GdP), Bernhard Witt-
haut, sprach von einer „schreienden Ver-
teilungsungerechtigkeit“ in Deutschland.
Während sich die Wirtschaft über gute
Jahresabschlüsse für 2010 und prall ge-
füllte Auftragsbücher freue, sei der von
der Bundesregierung als überaus positiv
verkaufte Aufschwung beim überwie-

genden Teil der Arbeitnehmer noch
nicht angekommen. „Die Politik muss
sich um die Menschen kümmern und
nicht darum, dass es den Unternehmen
gut geht“, meinte Witthaut. Es gelte, ak-
tiv gegen die um sich greifende soziale
Ungerechtigkeit vorzugehen. Reiche
könnten sich einen armen Staat, der die
sozialen Leistungen zurückfahre, leisten,
alle anderen Bürger aber nicht. „Hört
auf, bei den Schwachen zu sparen“, rief
Witthaut unter starkem Beifall aus. Für
die Gewerkschaften bleibe der 1. Mai im-
mer ein Tag des Kampfes für bessere Le-
bensbedingungen. Der GdP-Chef schloss
mit den Worten: „Wir wollen, dass die
Menschen wieder im Mittelpunkt stehen
– und nicht der Profit.“

Der saarländische DGB-Vorsitzende
Eugen Roth verwahrte sich gegen Vor-
würfe aus dem Arbeitgeberlager, dass die
Gewerkschaften „standortschädlich“ sei-
en. Der DGB Saar werde allerdings auch
künftig „Dampf machen“, wenn es um
die Rechte und Bedürfnisse der Arbeit-
nehmer gehe. Als seinen Wahlspruch für
2011 nannte Roth: „Saargummi muss le-
ben.“ Die Politik sei gefordert, sich aktiv

an der Rettung der Firma zu beteiligen.
„Wir brauchen diese Arbeitsplätze. Sonst
können wir den Hochwald zumachen.“
Mit Blick auf verschiedene Ansätze und
Ansichten in der saarländischen Energie-
politik sagte Roth: „Ein Energiegipfel
wäre nicht schlecht.“ Nach der Kundge-
bung konnte man sich an verschiedenen
Ständen über die Arbeit der Einzelge-
werkschaften im DGB informieren und
über solche Institutionen, die sich um Ar-
beitnehmer kümmern.

Zum Tag der Arbeit hat der Deutsche
Gewerkschaftsbund von der Regierung
einen deutlich stärkeren Einsatz für men-
schenwürdige Arbeitsbedingungen ge-
fordert. Auf der Hauptkundgebung zum
1. Mai sagte DGB-Chef Michael Sommer
vor 4000 Teilnehmern in Kassel, die Ge-
werkschaften würden nicht zulassen, dass
Arbeit weiter entwertet, entrechtet und
jeder Perspektive beraubt werde. Som-
mer forderte die Einführung eines Min-
destlohns von 8,50 Euro. Bundesweit
nahmen insgesamt 423 000 Menschen
teil, 41 000 weniger als noch 2010. Som-
mer sagte, wer den Sozialstaat angreife,
die sozialen Sicherungssysteme aushöhle
oder Kopfpauschalen und Armutsrenten

„Faire Löhne, gute Arbeit, soziale
Sicherheit. Das ist das Mindeste!“
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Zum Tag der Arbeit hat die Polizei-
gewerkschaft GdP eine zunehmende
Radikalisierung der Bürger beklagt.
Arbeitslosigkeit, Perspektivmangel
und Existenzangst bei vielen Men-
schen hätten zur Folge, dass die Ge-
waltbereitschaft steige, sagte der GdP-
Bundesvorsitzende Bernhard Witthaut
bei einer DGB-Kundgebung in Saar-
brücken. Obwohl sich seit 2005 allein
die Zahl der Großeinsätze bundesweit
fast verdoppelt habe, seien in den letz-
ten zehn Jahren über 9000 Polizeistel-
len gestrichen worden. In Berlin kam
es am 1. Mai zu Ausschreitungen, bei
denen mehrere Beamte verletzt wur-
den. 6000 Polizisten waren im Einsatz.

Fortsetzung auf Seite 2
Bernhard Witthaut, Vorsitzender der GdP, als Hauptredner in Saarbrücken.



2 6 - 2011 Deutsche Polizei

durchsetze, der bekämpfe letztlich auch
den Wert von Arbeit. Deutschland müsse
„den Menschen die Würde von Arbeit
und gerechtem Lohn garantieren“, so
Sommer. „Es gibt leider genug Arbeitge-
ber in Deutschland, die auf billige Arbeit
aus dem Osten hoffen, die meinen, so ih-
rer Pflicht zur Ausbildung oder zu einer
gerechten Entlohnung entkommen zu
können“, kritisierte er. 2010 hatte der
DGB bundesweit 464 000 Teilnehmer ge-
meldet. Schon damals waren 20 000 weni-
ger als im Jahr davor gekommen.

Faire Löhne, gute Arbeit, soziale Si-
cherheit seien das Mindeste, was Arbeit-
nehmer „in diesem Land erwarten, brau-
chen, ja immer wieder erkämpfen müs-
sen“, so Sommer. IG-Metall-Chef Bert-
hold Huber nahm auf einer Kundgebung
in Nürnberg die Finanzmarktkrise ins Vi-
sier, forderte einen grundlegenden Kurs-
wechsel in Politik und Wirtschaft. Ein
globaler Finanz-GAU könne sich jeder-
zeit wiederholen, weil daraus keine Leh-
ren gezogen und keine Veränderungen
eingeleitet worden seien. Huber forderte
zum Kampf gegen eine „Verrohung des
Arbeitsmarktes“.

Quelle: Saarbrücker Zeitung vom 2. 5.
2011, Seite A 1 und A 7, Redakteur Wulf
Wein

Das Verkehrsunfallgeschehen des
Jahres 2010 im Saarland weist eine leich-
te Steigerung der Anzahl der Verkehrs-
unfälle gegenüber dem Vorjahr aus. Die
Gesamtzahl der Verkehrsunfälle ist im
Saarland um 4% und im Bund um 1% ge-
stiegen. Die erfreulichen Rückgänge bei
der Gesamtzahl der Verkehrsunfälle mit
Personenschäden (VUP) und bei der An-
zahl der Verunglückten im Saarland mit
jeweils 6% liegen im bundesweiten
Trend (7% bzw. 5%).

Verunglückte
bei Verkehrsunfällen

Für das Jahr 2010 lässt sich sowohl ge-
genüber dem Durchschnittswert der letz-
ten zehn Jahre (2000 bis 2009) als auch
den beiden Fünf-Jahres-Durchschnitts-
werten (2000 bis 2004 und 2005 bis 2009)
ein deutlicher Rückgang der Verun-
glücktenzahlen feststellen.

Auf 100 000 Einwohner entfielen im
Saarland 528 bei Verkehrsunfällen getö-
tete und verletzte Personen – gegenüber
557 im Vorjahr. Der Bundesdurchschnitt
liegt bei 464 (2009: 491).

Getötete bei Verkehrsunfällen

Das Jahr 2010 weist mit insgesamt 42
Getöteten bei Verkehrsunfällen den bis-

her niedrigsten Stand seit Beginn der sta-
tistischen Erfassung im Jahr 1953 aus.
Gegenüber 2001 wurde eine deutliche
Reduzierung der Getötetenzahlen er-
reicht.

Die Häufigkeitszahl „Getötete“ ist im
Saarland mit 41 Verkehrstoten pro 1 Mil-
lion Einwohner im Vergleich zum Vor-
jahr gesunken und liegt weiterhin unter
dem bundesdeutschen Durchschnitts-
wert von 46 Verkehrstoten.

Rahmendaten der Verkehrs-
unfälle auf den Autobahnen

Auf den Bundesautobahnen (BAB)
im Saarland ist für das Jahr 2010 eine
leichte Erhöhung der Gesamtunfallzah-
len zum Vorjahr zu erkennen.

Neben einer Zunahme der Sachscha-
densunfälle um 1,8% fällt der Rückgang
der Verkehrsunfälle mit Personenscha-
den mit 3,6% positiv auf. Auf Bundes-
ebene reduzierte sich die Anzahl der
Verkehrsunfälle mit Personenschaden
um 2%.

Insgesamt verunglückten 504 Men-
schen bei Verkehrsunfällen auf den Bun-
desautobahnen im Saarland. Dies ist der
niedrigste Wert seit 2001. Einer Reduzie-
rung der Leichtverletzten um nur 0,2%
steht ein deutlicher Rückgang der An-
zahl der Schwerverletzten um 28,6% ge-
genüber.

Weniger Personenschäden
Eine Kurzübersicht von Bernd Brutscher
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Noch erfreulicher ist die Halbierung
der Anzahl der Getöteten bei Verkehrs-
unfällen auf Autobahnen im Saarland
von sechs auf drei.

Die Gesamtzahl der Verkehrsunfälle
auf saarländischen Bundesautobahnen
ist in den letzten zehn Jahren insgesamt
rückläufig (– 8,5%). Die Zahl der Verun-
glückten reduzierte sich im gleichen Zeit-
raum sogar um 26,2%.

Verursacher von Verkehrsunfäl-
len mit Personenschaden (VUP)

Bei der Untersuchung von Auffällig-
keiten im Bereich Verursachung von
VUP ist gegenüber 2009 ein Rückgang
innerhalb der Altersgruppen der Senio-
ren um 4,1% zu erkennen. Starke Rück-
gänge sind bei den Jugendlichen (15 bis
17 Jahre) um 20,6% und den 55- bis 64-
Jährigen um 10,9% festzustellen, wäh-
rend bei den 18- bis 24-Jährigen lediglich
1,4%, bei den 25- bis 34-Jährigen 6,9%,
bei den 35- bis 44-Jährigen 4,6% und bei
den 45- bis 54-Jährigen 5,5% Rückgänge
zu verzeichnen sind.

Bei der Altersgruppe 65+ (Senioren)
ist ein Rückgang von 23,8% bei der Ver-
ursachung von VUP als Fußgänger er-
sichtlich.

Im Vergleich zum Vorjahr, als ein si-
gnifikanter Anstieg bei der Verursa-
chung von Verkehrsunfällen mit Perso-
nenschaden im Bereich der Kinder als
Fußgänger mit 68,2% festgestellt wurde,
haben wir im Jahr 2010 einen Rückgang
von 16,2%. Daneben ist ein Rückgang
bei der Verursachung von VUP durch
Radfahrer von 27,4% zu verzeichnen.

Anhand der absoluten Zahlen sind nur
bedingt Aussagen zum tatsächlichen
Verursacherrisiko möglich. Erst wenn
man die Anzahl der von der jeweiligen
Altersgruppe verursachten VUP in Rela-
tion zu ihrem Anteil an der Gesamtbe-
völkerung (pro 100 000 der Altersgrup-
pe) setzt, lassen sich über die daraus er-
mittelten Unfallhäufigkeitszahlen belast-
bare Aussagen zur Involvierung der Al-
tersgruppen in das Verkehrsunfallge-
schehen treffen.

Für das nachfolgende Ranking der
Unfallverursachung wurde zur Eliminie-
rung jahresbezogener statistischer Un-
schärfen aus dem Datenmaterial der Jah-
re 2006 bis 2010 ein Mittelwert errechnet.

Trotz der festgestellten geringfügigen
Verbesserung bei der Verursachung von
VUP im Jahr 2010 durch die Risikogrup-
pe „Junge Fahrer“ wird deutlich, dass die
Dominanz der „Jungen Fahrer“ als
Hauptverursacher von VUP weiter sehr

deutlich ist. Noch immer weisen sie ein
knapp dreifach höheres Verursachungs-
risiko als der Durchschnitt aller Ver-
kehrsteilnehmer auf.

Die Erkenntnis der Vorjahre, dass mit
zunehmendem Lebensalter die Verursa-
cherquote bei VUP rückläufig ist, bestä-
tigt sich.

Die Generation 65+ (Senioren) tritt in
Relation zu ihrem Anteil an der Bevölke-
rung im Saarland (22,4%) weiterhin nur
unterdurchschnittlich als Verursacher
von VUP in Erscheinung.

Hauptunfallursachen bei
VU mit Personenschaden

2010 ergeben sich gegenüber den Vor-
jahren keine grundlegenden Verände-
rungen bei den Unfallursachen.

Die Missachtung der Vorfahrt/des
Vorrangs bleibt weiterhin Hauptunfall-
ursache bei Verkehrsunfällen mit Perso-
nenschaden.

LANDESJOURNALSaarland
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Am Samstag, 9. April 2011, wurde in
Limburg (Hessen) erstmals der Mittel-
deutsche Kart-Cup der GdP ausgetragen.
Ausgerichtet wurde das Event von den
JUNGEN GRUPPEN Hessen, NRW,
BKA und Saarland.

Aufgrund der Vielzahl von Anmeldun-
gen mussten letztlich sogar zwei Rennen
mit jeweils 23 Mannschaften gestartet
werden. Im ersten Rennen des Tages war
auch ein Team aus dem Saarland dabei:
Gesponsert von der JUNGEN GRUPPE
Saarland startete das „Karcher Racing
Team“, bestehend aus Carsten Zaffalon,
Roman Machura und Stefan Pönicke.

Nach einem guten Ergebnis im Warm-
up konnten unsere Jungs von Startplatz 4
aus das Rennen beginnen. Doch gegen
die teils sehr erfahrenen Teams, die nicht
nur aus den umliegenden Bundeslän-
dern, sondern sogar aus Hamburg und
Schleswig-Holstein angereist waren,
musste das „Karcher Racing Team“ wäh-
rend des dreistündigen Rennens ein paar
Plätze abgeben. Am Ende belegten Cars-
ten, Roman und Stefan einen guten 11.
Platz.

Thorsten Mole und Esther Schneider,
die trotz der vorangegangenen Blaulicht-

milieuparty im
N8werk in Saar-
brücken als Vertre-
ter der JUNGEN
GRUPPE Saar-
land nach Hessen
gereist waren,
konnten dem einzi-
gen saarländischen
Team bei der Sie-
gerehrung stolz ih-
re Medaillen über-
reichen. Denn bei
der GdP ist jeder
ein Sieger. So er-
hielten die drei
erstplatzierten
Teams jeweils Po-
kale, alle dahinter
platzierten Teams
erhielten Medail-
len und auch die
schnellste Runde des Rennens sowie die
schnellste Frau wurden mit kleinen Tro-
phäen ausgezeichnet.

Trotz eines anstrengenden Tages
bleibt als Fazit: eine tolle Veranstaltung!
Bleibt zu hoffen, dass sich im nächsten
Jahr weitere saarländische Teams auf

den Weg nach Hessen machen, um die
saarländische Flagge, die sogar extra für
das Event von den netten hessischen Or-
ganisatoren gekauft und neben der Kart-
Bahn gehisst worden war, hochzuhalten!

Esther Schneider,
stellv. Landesjugendvorsitzende

Schnell und erfolgreich

LANDESJOURNAL Saarland

JUNGE GRUPPE

Mit Wirkung vom 3. 2. 2011 wurde PHK Jürgen Becker (zweiter
von rechts), PB Saarlouis, Führungsgruppe, AB 2, mit der Wahr-
nehmung der Geschäfte des Leiters der PI Bous beauftragt.
Gleichzeitig erfolgte seine Umsetzung vom PB Saarlouis zur
PI Bous. Die GdP-Familie wünscht Jürgen, der im Juni auch auf
40-jährige GdP-Mitgliedschaft zurückblicken darf, alles Gute im
neuen und verantwortungsvollen Amt. Dirk Schnubel

Am 17. April 2011 vollendete Paul Haben, Leiter der Landespoli-
zeidirektion, sein sechzigstes Lebensjahr. Bei einer Feier im Kreis
von Kollegen und Freunden gratulierten auch der Landesvorsit-
zende Hugo Müller und der Kreisgruppenvorsitzende LPD Bruno
Leinenbach. Wir wünschen Paul Haben, der schon 34 Jahre GdP-
Mitglied ist, auch auf diesem Weg alles Gute!!!

Hugo Müller

Karcher Racing Team Foto: JUNGE GRUPPE

KG SAARLOUIS KG LANDESPOLIZEIDIREKTION
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Der Landesvorstand der GdP beschäf-
tigte sich in der ersten Sitzung zum Jah-
resbeginn mit der Neuausstattung der
Fahrzeugflotte im Rahmen des 2. Lea-
singverfahrens.

Grundlage waren die Erfahrungen
nach dem ersten Leasingverfahren und
Nachfragen der Kolleginnen und Kolle-
gen in den Dienstgruppen: „Was für Ein-
satzfahrzeuge bekommen wir? Sind er-
kannte Mängel behoben worden?“

Im Ergebnis wurden Mitglieder des
Landesvorstandes beauftragt, den aktu-
ellen Sachstand bei der zuständigen Be-
schaffungsstelle zu erfragen.

In einer Gesprächsrunde mit Verant-
wortlichen der Abteilung Dienstleistun-
gen sowie Jens Berner und Bruno Lei-
nenbach wurden folgende Themenberei-
che erörtert:

• Aktueller Sachstand im Leasing-
verfahren

• Verfahrensablauf / Berücksichtigung
der Erfahrungen bzw. Kritikpunkte
nach dem 1. Leasingverfahren

• Navigationslösungen bei der neuen
Fahrzeugflotte

• Ausbau und Ausstattung mit polizei-
spezifischer Einsatztechnik

• Terminplanung Auslieferung und
Farbwahl

Aktueller Sachstand
im Leasingverfahren

Insgesamt wurden 420 Fahrzeuge in
zwölf Losen ausgeschrieben. Die Split-
tung erfolgte grob in Funkstreifenwagen,
Gruppenfahrzeuge, Zivilfahrzeuge und
Sonderfahrzeuge.

Nach Angebotseingang, Zuschlag und
Ablauf der Einspruchsfristen steht seit
11. April 2011 fest: Die neuen Funkstrei-
fenwagen werden von Mercedes gelie-
fert.

Die Standardfunkstreifenwagen sind
114 Mercedes C 220 in Kombiversion.
Bei den Gruppenfahrzeugen werden
Mercedes Vito beschafft, die Zivilfahr-
zeuge gestalten sich aus einem Mix von
Kompakt- und Mittelklassewagen der
Hersteller Mercedes (C-Klasse-Modell)
und Opel (Modelle Insignia und Astra).
Weil ein Hersteller im Bereich der Zivil-
fahrzeuge sein Angebot zurückgenom-
men hat, stehen in drei Losen die Fahr-
zeugmodelle noch nicht fest.

Verfahrensablauf / Berücksich-
tigung der Erfahrungen bzw. Kri-
tikpunkte nach dem 1. Leasing-

verfahren
Zu Beginn des Leasingverfahrens er-

folgt eine europaweite Ausschreibung.
Wer sich als Fahrzeughersteller am Aus-
schreibungsverfahren beteiligt und wel-

che Modelle angeboten werden, ist nicht
beeinflussbar. Jeder Anbieter muss die
geforderten Kriterien erfüllen; das wirt-
schaftlichste Angebot bekommt den Zu-
schlag. Dabei sind die Anforderungen
der Polizeifahrzeuge genau zu definieren.
Ein besonderes Interesse bezog sich auf
die Berücksichtigung der Erfahrungen

Zweite Leasingrunde für Dienst-Kfz

LANDESJOURNALSaarland

NEUE EINSATZFAHRZEUGE
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und Kritikpunkte nach dem 1. Leasing-
verfahren. Hierbei ist zu beachten, dass
bei der Anschaffung von Polizeifahrzeu-
gen aufgrund von Kosten und Verfügbar-
keit auf Serienmodelle zurückgegriffen
werden muss, die nur bis zu einem gewis-
sen Grad an die Bedürfnisse der Polizei
angepasst werden können.

Ein wesentlicher Kritikpunkt vor drei
Jahren war die Bodenfreiheit der B-Klas-
se. Heutige Serienmodelle sind nach Dar-
stellung des Fachmanns im Kraftfahr-
dienst zur Reduzierung des CO2-Wertes
prinzipiell niedriger gebaut. Kein aktuel-
les Serienmodell in den ausgeschriebe-
nen Fahrzeugklassen besitzt eine Boden-
freiheit des alten Peugeot 406 mit gemes-
senen 14 cm. Dennoch erfolgte eine Be-
rücksichtigung einer möglichst großen
Bodenfreiheit durch die Festlegung von
12 cm, vollgetankt mit zwei Personen be-
setzt, in der Ausschreibung (gegenüber 8
cm bei der B-Klasse). Zusätzlich wird
zum besseren Handling für unwegsames
Gelände ein stabiler Unterfahrschutz
verbaut. Dazu wird bei der Fahrwerks-
konfiguration eine geländetaugliche Ein-
stellung mit erhöhtem Federweg gewählt.

Im Weiteren wurde die Schallbelas-
tung im Fahrzeuginnenraum durch die
Signalanlage thematisiert. Eine Verbes-
serung wird dadurch erreicht, dass die Si-
gnalhörner in der Fahrzeugfront verbaut
werden. In Kombination mit einer neuen
optischen Signalanlage auf dem Fahr-
zeugdach sind auch Suchscheinwerfer
vorhanden.

Ein großes Problem bestand in der Be-
rücksichtigung der Bewegungsfreiheit
(Fahrzeuginnenraum) im Ausschreibungs-
verfahren.

Nach Durchführung von zahlreichen
Messungen und dem Versuch, Festlegun-
gen über Richtnormen zu erreichen,
konnte keine Festlegung von Werten im
Ausschreibungstext erfolgen. Als Lösung

wurde der Wechsel von der Kompakt-
klasse zur Mittelklasse beschlossen. Zur
weiteren Verbesserung ist die Fach-
dienststelle bestrebt, Gurtverlängerun-
gen einzubauen, wobei an dieser Stelle
auch zulassungstechnische Hürden eine
Rolle spielen.

Bei uns entstand der Eindruck, dass
die von der GdP im Jahr 2008 zusammen-
getragenen Kritikpunkte und Erfahrun-
gen der Kolleginnen und Kollegen bei
den Verantwortlichen ernstgenommen
und nach Möglichkeit berücksichtigt
wurden.

Navigationslösungen bei der
neuen Fahrzeugflotte

Die GdP-Forderung im Sinne unserer
Mitglieder bestand in der Realisierung
von Navigationssystemen in den Dienst-
fahrzeugen. Insbesondere die Funkstrei-
fenwagen sollten künftig mit Navigati-
onslösungen ausgestattet sein.

Diesbezüglich erhielten wir die Infor-
mation, dass alle Funkstreifenwagen und
50% der zivilen Fahrzeuge mit werkssei-
tigen Navigationssystemen ausgestattet
sind. Die Forderung der GdP, einer di-
rekten Zieleingabe durch die FLZ, ist
nach Auskunft der Fachdienststelle bei
der Integration werkseitiger Navigati-
onssysteme derzeit nicht möglich. Der
Ausbau mit Komplettsystemen wird aus
Kostengründen und Ergonomiegründen
(zusätzliches Display auf dem Armatu-
renbrett) nicht realisiert.

Ausbau und Ausstattung
mit polizeispezifischer

Einsatztechnik

Der Ausbau der Funkstreifenwagen
mit polizeispezifischer Einsatztechnik er-
folgt in Zusammenarbeit der Fachdienst-
stellen des Kraftfahrdienstes und des

LKA. Hierzu werden aufbauend auf die
bisher vorhandene Technik und Funktio-
nalität Lösungen gesucht.

Gleichzeitig ist die technische Ausstat-
tung der Funkstreifenwagen und die da-
mit einhergehende Nutzerfreundlichkeit
bei den Statusmeldungen ein wichtiges
Argument für die Funktionalität der
FLZ.

Aus Sicht der GdP muss hierbei insbe-
sondere die einsatztaktische Funktionali-
tät im Vordergrund stehen und eine Ein-
bindung der Nutzer erfolgen.

Terminplanung Auslieferung
und Farbwahl

Nach Auskunft der Dienststelle wer-
den die Fahrzeuge voraussichtlich ab
Spätsommer bis Herbst in mehreren
Chargen ausgeliefert. Die Entscheidung
über die Farbwahl steht derzeit noch aus
und ist auch in direktem Zusammenhang
mit der Umstellung von grüner auf blaue
Uniform zu sehen.

Zum Schluss bleibt die Frage: Alles
besser?

In Erinnerung von „uralten“ Streifen-
wagen mit ausgetauschten Sitzen erleben
wir nun die Realisierung der 2. Leasing-
generation und damit eine Beschaffung
von neuen Arbeitsplätzen bereits nach
drei Jahren; zudem auch die Berücksich-
tigung von Kritikpunkten aus der Ver-
gangenheit.

In diesem Zusammenhang war die B-
Klasse schon ein wesentlicher Fortschritt
bei der Verbesserung des Fuhrparks der
saarländischen Polizei. Die neuen Dienst-
fahrzeuge sind sicherlich in der Lage, eure
Arbeitsbedingungen weiter zu verbessern.
Ob alles besser ist, darüber werdet letzt-
endlich ihr entscheiden. Wir erwarten eu-
re Rückmeldungen nach den ersten Er-
fahrungen im Herbst 2011 und bleiben für
euch am Ball.

Der Landesvorstand

LANDESJOURNAL Saarland
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Neues Laufbahnrecht im Anmarsch
Mit Änderung des Grundgesetzes zum

1. September 2006 ist die zuvor beim
Bundesgesetzgeber liegende Zuständig-
keit für das Laufbahn-, das Besoldungs-
und das Versorgungsrecht auf die Länder
übergegangen.

Diese Neuerung wird als Föderalis-
musreform I bezeichnet. Die Reform ist

von den Bundesländern umzusetzen.
Wegen der komplexen Zusammenhänge
ist dies diffizil und langwierig. Daher ist
der Umsetzungsprozess auch heute – fast
fünf Jahre nach der dafür maßgeblichen
Verfassungsänderung – noch immer
nicht abgeschlossen. Nachdem 2008
das „alte“ Bundesbesoldungsgesetz

(BBesG) und das Beamtenversorgungs-
gesetz (BeamtVG) ins saarländische
Landesrecht „übergeleitet“ wurden und
das Landesbeamtengesetz (SBG) 2009
an das Beamtenstatusgesetz (BeamtStG)
angepasst worden ist, steht im nächsten
Schritt jetzt die Novellierung des Lauf-
bahnrechts an.
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GdP-Beteiligung mit klaren
Positionen

Bei der Umsetzung der Föderalismus-
reform im Beamtenbereich beteiligt das
Ministerium für Inneres und Europaan-
gelegenheiten die Gewerkschaften. Flan-
kierend zu wichtigen Umsetzungsschrit-
ten lädt das Ministerium in unregelmäßi-
gen Zeitabständen zu Sondierungsge-
sprächen und Diskussionen ein. Sie hei-
ßen „Runder Tisch zur Umsetzung der
Föderalismusreform I im Beamtenbe-
reich:“ Zum Laufbahnrecht hatten be-
reits am 2. Juli 2009 und am 11. Juni 2010
solche „Runden Tische“ stattgefunden.

Von Beginn der Beratungen an hatte
die GdP ihre Grundpositionen zum neu-
en Laufbahnrecht deutlich gemacht:
• Für die Beamtinnen und Beamten der

Vollzugspolizei des Saarlandes muss es
weiterhin eine eigene Polizei-Lauf-
bahnverordnung geben, die den polizei-
typischen Besonderheiten angemessen
Rechnung trägt.

• Die Ausbildung für den Polizeiberuf
muss ein fachwissenschaftliches Studi-
um beinhalten.

• Im Rahmen einer Einheitslaufbahn
muss der Aufstieg vom Eingangs- bis
ins Spitzenamt möglich sein.

• Die Ämterbezogenheit im Laufbahn-
recht ist beizubehalten.

• Mit dem neuen Laufbahnrecht muss im
Polizeibereich nachhaltig die Zweige-
teilte Laufbahn anerkannt und sicher-
gestellt werden. Erkennbar werden
muss, dass der mittlere Polizeidienst im
Saarland ausläuft und bald Vergangen-
heit ist.

• Das Laufbahnrecht insgesamt ist zu de-
regulieren und zu flexibilisieren, Auf-
stieg und Laufbahnwechsel sind zu er-
leichtern.

• Bildungsangebote auszubauen und als
der beruflichen Entwicklung förderlich
zu verankern.
Seither hatte die Fachabteilung im Mi-

nisterium an der Laufbahnrechts-Novel-
le getüftelt, interne Beteiligungen und
Abstimmungen durchgeführt und Fein-
arbeit vorgenommen. Daran anschlie-
ßend sollten die Spitzenverbände bzw.
Gewerkschaften nochmals informiert
und informell beteiligt werden, bevor
dann um die schriftlichen Stellungnah-
men zu dem Entwurf der Laufbahn-
rechts-Novelle im Zuge der formellen ex-
ternen Anhörung gebeten wird.

Erneuter „Runder Tisch“
am 5. Mai 2011

Vor diesem Hintergrund hatte Staats-
sekretär Georg Jungmann zu einem er-
neuten Termin „Runder Tisch“ ins In-
nenministerium eingeladen. Dabei prä-
sentierten und diskutierten der Staatsse-
kretär und seine Experten aus dem Be-
amtenrechts-Referat ÖD 1 mit den Spit-
zenverbänden schon im Vorfeld des an-
stehenden formellen externen Anhörver-
fahrens mehrere Stunden lang die
Grundlinien und Inhalte des neuen Lauf-
bahnrechts.

Für den DGB-Saar mit am Tisch saßen
dabei Thomas Schulz (DGB) sowie Hugo
Müller, Reinhold Schmitt und Carsten
Baum (GdP). Auf Grund der vorange-
gangenen sorgfältigen Prüfung des aktu-
ellen Entwurfs konnte der GdP-Landes-
vorsitzende Hugo Müller zufrieden fest-
stellen und seinen Dank dafür ausdrü-
cken, dass die bis heute von der GdP
deutlich gemachten Eckpunkte und For-
derungen in den jetzt vorliegenden Ent-
wurf eingearbeitet waren.

Gleichwohl konnten in diesen Entwurf
vor und während des Termins im Sinne
einer Feinabstimmung noch zahlreiche
weitere, mit Interesse (und überwiegend
auch mit Zustimmung!) aufgenommene
Anregungen in den Prozess zur Novellie-
rung unseres Laufbahnrechts im Saar-
land eingebracht werden. Zur Berück-
sichtigung der spezifischen Belange unse-
rer Polizistinnen und Polizisten sollen
diese in einen überarbeiteten Laufbahn-
rechts-Entwurf einfließen.

Sichergestellt werden soll insbesonde-
re, dass keinem Polizeikollegen Nachtei-
le durch das Inkrafttreten neuer Lauf-
bahnvorschriften entstehen. Das Minis-
terium hat versprochen, diesbezügliche

Übergangsregelungen und Günstigkeits-
klauseln zur Wahrung des Besitzstands in
die neue Polizei-Laufbahnverordnung
einzubauen.

Grundstruktur der
Laufbahnrechts-Novelle

Der nun diskutierte, 86-seitige Ent-
wurf einer „Verordnung zur Neugestal-
tung des saarländischen Laufbahnrechts“
(Stand: 3. 2. 2011) enthält
• als allgemeines Laufbahnrecht die

Saarländische Laufbahnverordnung
(SLVO) sowie

• als besonderes (berufsspezifisches)
Laufbahnrecht die Saarländische Feu-
erwehrlaufbahnverordnung (SFeul-
VO), die Saarländische Lehrerlauf-
bahnverordnung (SLehrVO) sowie

• die Verordnung über die Laufbahn
des saarländischen Vollzugsdienstes
(SPolLV), die natürlich für uns von be-
sonderem Interesse ist.
Das neue Laufbahnrecht ist systema-

tisch neu und anwenderfreundlicher
strukturiert. Was bereits im Beamtensta-
tusgesetz (BeamtStG) bzw. im Saarländi-
schen Beamtengesetz (SBG) geregelt ist,
wird nicht nochmals aufgeführt. Die An-
zahl der Laufbahnverordnungen wurde
reduziert, eigenständige Laufbahnver-
ordnungen blieben auf Grund der Spezi-
fika der jeweiligen Materie nur für die
Bereiche Feuerwehr, Lehrer und Polizei
erhalten. Außer diesen Sonderlaufbah-
nen wird es infolge der weitgehenden
Bündelung und Reduzierung von Lauf-
bahnen nur noch elf, in sich breiter ge-
schnittene Laufbahnfachrichtungen ge-
ben (neuer § 2 SLVO):
1. Allgemeiner Verwaltungsdienst
2. Technischer Verwaltungsdienst
3. Steuerverwaltungsdienst
4. Justizdienst
5. Gesundheits- und sozialer Dienst
6. Agrar- und Umweltdienst
7. Naturwissenschaftlicher Dienst
8. Sprach- und kulturwissenschaftlicher

Dienst
9. Allgemeiner wissenschaftlicher

Dienst
10. Ärztlicher Dienst
11. Tierärztlicher Dienst

Die Laufbahngruppe des einfachen
Dienstes soll (entsprechend der Verein-
barung im Koalitionsvertrag der Regie-
rungsparteien) abgeschafft werden, dies
spätestens im Zuge der nach der Lauf-
bahnrechtsreform als nächstes anstehen-
den Novellierung des Besoldungsrechts
im Saarland.

LANDESJOURNALSaarland
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Die Voraussetzungen für den Vorbe-
reitungsdienst in Teilzeit werden weiter
konkretisiert.

Der Verwendungsaufstieg wird durch
einen Praxisaufstieg ersetzt, der nicht
mehr an Verwendungsbereiche gekop-
pelt ist. Hierdurch wird die Verwen-
dungsbreite des betreffenden Personals
erhöht. Es wurden modulare Qualifizie-
rungsmaßnahmen mit Leistungskontrol-
len eingeführt, die insbesondere bei Ein-
stellungen ohne Vorbereitungsdienst,
beim horizontalen Laufbahnwechsel,
beim Regelaufstieg sowie beim Praxis-
aufstieg, wenn sich Beamte für ein weite-
res Amt qualifizieren wollen, zum Tragen
kommen.

Die schon im SBG vorgenommene Zu-
ordnung von Bachelorabschlüssen zum
gehobenen Dienst (g. D.) und Masterab-
schlüssen zum höheren Dienst (h. D.)
wird weiter konkretisiert. Möglich ist nun
auch, dass ein Beamter einer niedrigeren
Laufbahngruppe (z. B. des g. D.), der die
Voraussetzungen für eine höhere Lauf-
bahngruppe erfüllt (z. B. durch einen Mas-
terabschluss), in die höhere Laufbahn-
gruppe (im h. D.) übergeführt werden
kann, ohne sich (wie bisher) entlassen
lassen zu müssen.

Der Zeitraum für Regelbeurteilungen
beträgt jetzt generell drei Jahre.

Für den Polizeibereich relevante
Neuerungen

Als Erfolg zu werten ist zunächst, dass
für die Polizei auch weiterhin eine eigene
Laufbahnverordnung erhalten bleibt.
Darüber hinaus sind folgende Einzelhei-
ten für den Polizeibereich von besonde-
rem Interesse:
• Da es nach wie vor noch Polizeibeamte

im mittleren Dienst (m. D.) gibt, kann
diese Laufbahngruppe noch nicht weg-
fallen, sondern muss noch bis zur voll-
ständigen Realisierung der Zweigeteil-
ten Laufbahn in der SPolLVO veran-
kert bleiben. Der GdP-Forderung auf
Streichung dieser Laufbahngruppe ist
jedoch dahingehend entgegengekom-
men worden, dass im neuen § 26 Abs. 3
SPolVO eine Übergangsbestimmung
geschaffen ist, wonach in den mittleren
Dienst keine Bewerberinnen und Be-
werber mehr eingestellt werden.

• Vor dem Hintergrund des Allgemeinen
Gleichstellungsgesetzes (AGG) wur-
den die bisherigen Altersgrenzen über-
prüft. Je nach Ergebnis wurden sie bei-
behalten, modifiziert gestrichen oder
durch Erfahrungszeiten ersetzt.

• Neues Einstellungs-Höchstalter (g. D.
Polizei) ist (§ 11 SPolLVO neu) die
Vollendung des 35. (bisher 28.) Lebens-
jahres.

• Neue Ausschlussgrenze für die Zulas-
sung als „Aufsteiger“ m. D./g. D. ist
jetzt (§ 14 SPolLVO neu) die Voll-
endung des 41. (bisher 40.) Lebensjah-
res bei Studienbeginn.

• Die für den ausbildungs- und prüfungs-
freien Aufstieg vom m. D. (PHM/
KHM) in den g. D. (PK/KK) erforder-
lichen, aufs Lebensalter bezogenen
Mindest- und Höchstgrenzen (Voll-
endung des 40. und Nichtvollendung
des 55. Lebensjahres) entfallen. Erfor-
derlich ist künftig eine Erfahrungszeit,
und zwar eine mindestens 20-jährige
Dienstzeit im Polizeivollzugsdienst.
Dass die Berechnung dieser Dienstzeit
nicht erst mit Ablauf der Probezeit
(also erst rd. sechs Jahre nach Einstel-
lung!) beginnen darf, wie es der neue § 6
der SLVO generell bestimmt, und dass
in die neue Polizei-Laufbahnverord-
nung eine Günstigkeitsklausel einzu-
bauen ist, die Benachteiligungen gegen-
über der alten Regelung ausschließt,
haben die GdP-Vertreter am 5. Mai
2011 gefordert und zugesichert bekom-
men.

• Für die ausbildungs- und prüfungsfreie
Übernahme vom g. D. in den h. D. ent-
fallen ebenfalls die bisherigen, aufs Le-
bensalter bezogenen Mindest- und
Höchstgrenzen (Vollendung des 50.

und Nichtvollendung des 58. Lebens-
jahres); statt dessen ist (neben den sons-
tigen Voraussetzungen) nunmehr als
Erfahrungszeit eine mindestens 25-jäh-
rige Dienstzeit erforderlich.

Wie geht es weiter?

Das Fachreferat ÖD 1 im Innenminis-
terium hat etliche Anregungen aus dem
„Runden Tisch“ als sachlich nachvoll-
ziehbar aufgenommen. Nun wird zügig
ein optimierter Entwurf zur Laufbahn-
rechts-Novelle erarbeitet, der den Ge-
werkschaften dann im Zuge der formel-
len externen Anhörung zugeht. Damit
besteht die erneute Gelegenheit zur
schriftlichen Stellungnahme.

Zeitziel ist, dass das neue Laufbahn-
recht noch im Herbst dieses Jahres in
Kraft tritt.

Im Kontext mit dem neuen Laufbahn-
recht sind dann natürlich auch die Aus-
bildungs- und Prüfungsordnungen anzu-
passen. Eingebunden in diesbezügliche
Vorbereitungen und Arbeiten sind nach
Angaben von Dr. Hoffmann selbstver-
ständlich auch die Polizeiabteilung im In-
nenministerium sowie die Fachhochschu-
le für Verwaltung.

Auch an diesem weiteren Prozess wird
sich die GdP konstruktiv-kritisch beteili-
gen, um berechtigte Interessen der Poli-
zeibeschäftigten zur Geltung zu bringen.

Carsten Baum
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80 Jahre jung und seit über 59 Jahren
Mitglied der Gewerkschaft der Polizei,
feierte Karl-Heinz Görgen am 13. Januar
2011 bei guter Gesundheit im Kreise sei-
ner Familie und guten Freunden sein Jubi-
läum.
Für die GdP und die Kreisgruppe LPD
überbrachte Hartmut Thomas dem Jubilar
die besten Glückwünsche und wünschte
ihm noch alles Gute und weiterhin eine
stabile Gesundheit für die kommenden
Jahre.
Glück auf Karl-Heinz!

REDAKTIONSSCHLUSS

Redaktionsschluss für die Juli-Ausga-
be unseres Landesteils ist der 6. Juni 2011

KG LPD


